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Auf Grund des § 16 Absatz 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung 
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 22. Juli 2011 (BGBl. I S. 1509), in Ver-
bindung mit § 13 Absatz 1 des Gesetzes zur Ausführung des Bauge-
setzbuchs in der Fassung vom 7. November 1999 (GVBl. S. 578), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. November 2005 (GVBl. 
S. 692), wird verordnet:

§ 1
Für das Grundstück Kleine Mittelstraße 9, Schönwalder Straße 93 

im Bezirk Spandau, für das das Bezirksamt neben anderen Grund-
stücken die Aufstellung eines Bebauungsplans beschlossen hat, tritt 
eine Veränderungssperre gemäß § 14 des Baugesetzbuchs ein.

§ 2
Je ein Übersichtsplan mit den Grenzen des räumlichen Geltungs-

bereichs der Veränderungssperre liegt zur kostenfreien Einsichtnah-
me beim Bezirksamt Spandau von Berlin, Abteilung Bauen, Planen 
und Umweltschutz, Stadtplanungsamt und Bau- und Wohnungsauf-
sichtsamt, aus.

§ 3
Auf die Vorschriften über 

1.	 die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit etwa-
iger Entschädigungsansprüche für eingetretene Vermögensnach-
teile durch die Veränderungssperre (§ 18 Absatz 2 Satz 2 und 3 
des Baugesetzbuchs) und

2.	 das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristge-
mäßer Geltendmachung (§ 18 Absatz 3 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4
Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen lassen 

will, muss eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 
des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs innerhalb von 
zwei Jahren seit der Verkündung dieser Verordnung schriftlich ge-
genüber dem Bezirksamt Spandau von Berlin geltend machen; der 
Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist darzulegen. Nach 
§ 32 Absatz 2 des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs 
wird die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses 
Gesetzes nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist unbeachtlich. 
Die Beschränkung des Satzes 1 gilt nicht, wenn die für die Verkün-
dung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt worden 
sind.

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 15. November 2011

Bezirksamt Spandau von Berlin
K l e e b a n k

Bezirksbürgermeister
R ö d i n g

Bezirksstadtrat

Verordnung
über die Veränderungssperre VIII-B11/57 

im Bezirk Spandau
Vom 15. November 2011

725_732_GVBl_2011_32.indd   726 12.12.11   10:20



Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin      67. Jahrgang      Nr. 32       15. Dezember 2011 727

Auf Grund des § 10 Absatz 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung 
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 22. Juli 2011 (BGBl. I S. 1509), in Ver-
bindung mit § 6 Absatz 5 und mit § 11 Absatz 1 des Gesetzes zur 
Ausführung des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 7. November 
1999 (GVBl. S. 578), zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. Novem-
ber 2005 (GVBl. S. 692), wird verordnet:

§ 1
Der Bebauungsplan 5-66 (in vier Blättern) vom 30. November 

2010 für eine Teilfläche des Geländes zwischen Wernerwerkdamm, 
östlicher Verlängerung des Wernerwerkdamms, Siemensbahn, Sie-
mensdamm, Nikolaus-Groß-Weg, südlicher Verlängerung des Niko-
laus-Groß-Wegs, nördlicher Grenze des Grundstücks Nonnendamm 
37/41, westlicher Grenze des Grundstücks Nonnendamm 41, Spree 
und Rohrdamm und ein Abschnitt der Siemensbahn im Bezirk 
Spandau, Ortsteil Siemensstadt, wird festgesetzt. Er ändert jeweils 
teilweise den durch Verordnung über die Festsetzung des Bebau-
ungsplans VIII-42 im Bezirk Spandau, Ortsteil Siemensstadt, vom 
15. November 1961 (GVBl. S. 1630) festgesetzten Bebauungsplan, 
den durch Verordnung über die Festsetzung des Bebauungsplans 
VII-105 im Bezirk Spandau, Ortsteil Siemensstadt, vom 5. Novem-
ber 1963 (GVBl. S. 1080) festgesetzten Bebauungsplan sowie den 
durch Verordnung über die Festsetzung des Bebauungsplans VIII-16 
im Bezirk Spandau, Ortsteil Siemensstadt, vom 15. Oktober 1957 
(GVBl. S. 1634) festgesetzten Bebauungsplan.

§ 2
Die Urschrift des Bebauungsplans kann beim Bezirksamt Spandau 

von Berlin, Abteilung Bauen, Planen und Umweltschutz, Vermes-
sungsamt, beglaubigte Abzeichnungen des Bebauungsplans können 
beim Bezirksamt Spandau von Berlin, Abteilung Bauen, Planen und 
Umweltschutz, Stadtplanungsamt und Bau- und Wohnungsaufsichts-
amt, kostenfrei eingesehen werden.

§ 3
Auf die Vorschriften über

1.	 die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit etwa-
iger Entschädigungsansprüche (§ 44 Absatz 3 Satz 1 und 2 des 
Baugesetzbuchs) und

2.	 das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristge-
mäßer Geltendmachung (§ 44 Absatz 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4
(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen las-

sen will, muss
1.	 eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrif-

ten, die in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 des Baugesetz-
buchs bezeichnet sind,

2.	 eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des Baugesetz-
buchs beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhält-
nis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans,

3.	 nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs,

4.	 eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im 
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind, 

in den Fällen der Nummern 1 bis 3 innerhalb eines Jahres, in den 
Fällen der Nummer 4 innerhalb von zwei Jahren seit der Verkün-
dung dieser Verordnung gegenüber dem Bezirksamt Spandau von 
Berlin schriftlich geltend machen. Der Sachverhalt, der die Verlet-
zung begründen soll, ist darzulegen. Nach Ablauf der in Satz 1 ge-
nannten Fristen werden die in Nummer 1 bis 4 genannten Mängel 
gemäß § 215 Absatz 1 des Baugesetzbuchs und gemäß § 32 Absatz 2 
des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs unbeachtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die 
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 22. November 2011

Bezirksamt Spandau von Berlin
K l e e b a n k

Bezirksbürgermeister
R ö d i n g

Bezirksstadtrat

Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans 5-66  

im Bezirk Spandau, Ortsteil Siemensstadt
Vom 22. November 2011
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1.	 Identifikationscode,
2.	 Geschlecht,
3.	 Geburtsmonat und Geburtsjahr,
4.	 Herkunftssprache,
5.	 Kommunikationssprache in der Familie,
6.	 Jahr der Einschulung,
7.	 Angaben über Vornoten und Wiederholungen von Jahrgangs

stufen, 
8.	 festgestellte Teilleistungsschwächen,
9.	 Förderprognose der Grundschule sowie
10.	Befreiung von der Zahlung eines Eigenanteils für Lernmittel.
Bei Vergleichsarbeiten in der Primarstufe kann zusätzlich das Merk-
mal „Besuch einer vorschulischen Einrichtung“ verarbeitet werden. 
Die Verarbeitung des in Satz 3 Nummer 10 genannten Datums hat 
für alle Schülerinnen und Schüler durch die Schulleiterin oder den 
Schulleiter oder durch eine von ihr oder ihm beauftragte Person zu 
erfolgen. Zur Zuordnung der Stammdaten dürfen die Schulnummer 
und die Lerngruppenbezeichnung übermittelt werden.

(3) Die bei der externen Auswertung vor der Übermittlung an den 
wissenschaftlichen Projektträger stattfindende Pseudonymisierung 
des Schülerdatensatzes mittels des Identifikationscodes nach Ab-
satz 2 Satz 3 Nummer 1 nimmt die für das Fach oder den Lernbereich 
zuständige Lehrkraft oder die Klassenlehrerin oder der Klassenlehrer 
vor. Die Pseudonymisierung darf von der Schulaufsichtsbehörde 
nicht aufgehoben werden. 

(4) Die Übermittlung erfolgt in der Regel auf elektronischem 
Wege durch die für das Fach oder den Lernbereich zuständige Lehr-
kraft, durch die Klassenlehrerin oder den Klassenlehrer oder durch 
eine andere schulische Mitarbeiterin oder einen anderen schulischen 
Mitarbeiter, die oder der dazu von der Schulleiterin oder dem Schul-
leiter beauftragt wurde.

(5) Die Übermittlung der Ergebnisse der Abiturprüfung mitsamt 
den zu berücksichtigenden Vorergebnissen darf, sofern und solange 
die Übermittlung in dem Verfahren nach Absatz 2 bis 4 technisch 
nicht möglich ist, durch Übermittlung der in der Schulaufsichtsbe-
hörde aufbewahrten Berechnungsbögen über die zur allgemeinen 
Hochschulreife berechtigende Gesamtqualifikation mitsamt der dar-
in enthaltenen personenbezogenen Daten an den wissenschaftlichen 
Projektträger erfolgen. Dieser wertet die Inhalte der Berechnungs-
bögen in entsprechender Anwendung von Absatz 6 aus. Dabei er-
folgt die Auswertung in elektronischer Form unter Pseudonymisie-
rung der Berechnungsbögen. Die dem wissenschaftlichen 
Projektträger vorliegenden Berechnungsbögen sind nach der Aus-
wertung unverzüglich an die Schulaufsichtsbehörde zurückzugeben.

(6) Der wissenschaftliche Projektträger wertet die Ergebnisse aus 
den Vergleichsarbeiten, den Prüfungsarbeiten und die Feststellung 
der Lernausgangslagen mitsamt den zu berücksichtigenden Vorer-
gebnissen aus, um entsprechend den Zielen des § 9 Absatz  3 des 
Schulgesetzes Vergleichs- und Referenzwerte der Klasse oder Lern-
gruppe, der Schule, des Bezirks, des Landes Berlin und bei länder-
übergreifenden Arbeiten im Ländervergleich zu bestimmen. Bei der 
Auswertung ist sicherzustellen, dass die Pseudonymisierung der Da-
ten gewahrt bleibt. Hierzu soll nach Vorgaben der Schulaufsichtsbe-
hörde auf die Auswertung gewisser Stammdaten verzichtet oder die 
Ergebnisse mehrerer Klassen oder Lerngruppen zusammengefasst 
werden, wenn anderenfalls auf Grund der geringen Anzahl von Schü-

Auf Grund des § 9 Absatz 6 in Verbindung mit § 66 des Schulge-
setzes vom 26. Januar 2004 (GVBl. S. 26), das zuletzt durch Arti-
kel I des Gesetzes vom 13. Juli 2011 (GVBl. S. 344) und durch Ar-
tikel  II des Gesetzes vom 13. Juli 2011 (GVBl. S. 347) geändert 
worden ist, wird verordnet:

§ 1
Regelungsgegenstand

Diese Verordnung regelt das Nähere zur Qualitätssicherung und 
Evaluation schulischer Arbeit, insbesondere das Verfahren der 
schulinternen und schulübergreifenden Auswertung von Vergleichs-
arbeiten, Prüfungsarbeiten und der Feststellung der Lernausgangsla-
gen sowie die Weitergabe und Veröffentlichung ihrer Ergebnisse 
einschließlich der Verarbeitung von personenbezogenen Daten. 
Dem Anwendungsbereich unterfällt weiterhin die Erstellung und 
Veröffentlichung von Schulinspektionsberichten.

§ 2
Verfahren bei Vergleichsarbeiten, zentralen Prüfungsarbeiten  

und Feststellung der Lernausgangslagen

(1) Vergleichsarbeiten und zentrale Prüfungsarbeiten werden nach 
einem für alle Schulen gleichen Verfahren geschrieben. Die Schul-
aufsichtsbehörde legt die Fächer oder Lernbereiche der Vergleichs-
arbeiten sowie die Termine aller Vergleichsarbeiten und zentralen 
Prüfungsarbeiten fest. Sie gibt den Schulen die Aufgaben und die 
Auswertungsvorgaben zentral vor und stellt diese als Kopiervorlage 
in Papierform, als zentral gedrucktes Material oder zum Herunterla-
den auf elektronischem Wege zur Verfügung. Für die Feststellung 
der Lernausgangslagen kann die Schulaufsichtsbehörde entspre-
chende Vorgaben zu Inhalt und Verfahren machen.

(2) Die Schulleiterinnen und Schulleiter, die Lehrkräfte sowie die 
anderen schulischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die Kenntnis 
von den Aufgaben und Auswertungsvorgaben erlangen, sind bis zur 
Durchführung der Vergleichsarbeiten und zentralen Prüfungsarbei-
ten zur Geheimhaltung verpflichtet. Diese Pflicht gilt auch für alle 
anderen mit der Vorbereitung und Durchführung befassten und be-
auftragten Personen.

§ 3
Auswertung und Datenverarbeitung bei Vergleichsarbeiten, 
Prüfungsarbeiten und Feststellung der Lernausgangslagen

(1) Die Korrektur, Bewertung und schulinterne Auswertung der 
Vergleichsarbeiten und Prüfungsarbeiten sowie die Feststellung der 
Lernausgangslagen erfolgt an der jeweiligen Schule. Hierbei kann 
die Schulaufsichtsbehörde Vorgaben machen und festlegen, dass die 
Korrektur und Bewertung auch durch geeignete Lehrkräfte einer an-
deren Schule erfolgt. 

(2) Zum Zwecke der externen Auswertung kann zu einzelnen 
Schülerinnen und Schülern ein pseudonymisierter Schülerdatensatz 
erstellt und an einen von der Schulaufsichtsbehörde benannten wis-
senschaftlichen Projektträger übermittelt werden. Neben den Ergeb-
nissen aus den Vergleichsarbeiten und den Prüfungsarbeiten sowie 
der Feststellung der Lernausgangslagen mitsamt den zu berücksich-
tigenden Vorergebnissen kann der Schülerdatensatz weitere Stamm-
daten zur Person der Schülerin oder des Schülers enthalten. Es dür-
fen nur die folgenden Stammdaten verarbeitet werden:

Verordnung 
über schulische Qualitätssicherung und Evaluation

Vom 29. November 2011
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lerdatensätzen Rückschlüsse auf einzelne Schülerinnen oder Schüler 
möglich wären. Der wissenschaftliche Projektträger stellt die Ver-
gleichs- und Referenzwerte den Schulen und der Schulaufsichtsbe-
hörde zur Verfügung. Die Schulaufsichtsbehörde darf die Vergleichs- 
und Referenzwerte nur zu Zwecken der Qualitätssicherung und 
Evaluation nach § 9 des Schulgesetzes, nicht jedoch für operative 
Aufgaben der Schulaufsicht verwenden. Die Schulaufsichtsbehörde 
veröffentlicht die Vergleichs- und Referenzwerte für die Bezirke, das 
Land Berlin und im Ländervergleich in geeigneter Weise. 

(7) Die Verarbeitung der Schülerdaten ist so vorzunehmen, dass 
Unbefugte keinen Zugriff erlangen können. Zugang zu den Daten 
und deren Verarbeitung sind durch Identifikationsverfahren zu si-
chern. 

(8) Bei Vergleichsarbeiten und bei der Feststellung der Lernaus-
gangslagen werden die Ergebnisse der einzelnen Schülerinnen und 
Schüler diesen und den jeweiligen Erziehungsberechtigten durch die 
Lehrkräfte bekannt gegeben. Den Erziehungsberechtigten wird Ge-
legenheit gegeben, die Vergleichsarbeit ihres Kindes einzusehen. 
Das Recht auf Bekanntgabe und Einsichtnahme bei Prüfungsarbei-
ten richtet sich nach den Ausbildungs- und Prüfungsbestimmungen 
für den jeweiligen Bildungsgang. 

(9) Die Schule stellt die zusammengefassten Ergebnisse der Lern-
gruppen und der Schule allen schulischen Gremien zur Verfügung. 
Die Veröffentlichung der Ergebnisse obliegt der jeweiligen Schule. 
Voraussetzung hierfür ist, dass die Schulkonferenz mit einer Mehr-
heit von zwei Dritteln der stimmberechtigten Mitglieder einen ent-
sprechenden Beschluss fasst. Die Schule hat bei der Veröffentli-
chung sicherzustellen, dass kein Rückschluss auf die Ergebnisse 
individueller Schülerinnen oder Schüler möglich ist. Die Schulauf-
sichtsbehörde kann die zusammengefassten Ergebnisse der Schulen 
in geeigneter Form veröffentlichen.

§ 4
Erstellung von Langzeitstudien

(1) Der Identifikationscode (§ 3 Absatz 2 Satz 3 Nummer 1) ist 
spätestens nach einem Jahr zu löschen.

(2) Die dem wissenschaftlichen Projektträger übermittelten Schü-
lerdaten dürfen ohne Personenbezug zum Zwecke der Ermittlung 
von Langzeittrends oder für wissenschaftliche Re-Analysen zeitlich 
unbefristet verarbeitet werden. Die Wiederherstellung eines Perso-
nenbezugs ist unzulässig und durch technische und organisatorische 
Vorkehrungen zu verhindern.

§ 5
Schulinspektionsberichte

(1) Zum Zwecke der Qualitätssicherung und externen Evaluation 
führt die Schulaufsichtsbehörde Schulinspektionen durch. Die Er-
gebnisse der Schulinspektion werden in einem Schulinspektionsbe-
richt festgehalten. Bei der Erstellung der Schulinspektionsberichte 
dürfen personenbezogene Daten der Schulleiterin oder des Schullei-
ters verarbeitet werden, soweit dies nach Sinn und Zweck des Schul-
inspektionsberichts zwingend erforderlich ist.

(2) Die Schulinspektionsberichte werden den jeweiligen Schullei-
terinnen und Schulleitern unverzüglich nach ihrer Fertigstellung 
übermittelt. Anschließend wird der Schulinspektionsbericht in der 
Schulkonferenz vorgestellt. Den Mitgliedern der Schulkonferenz 
steht ein Einsichtsrecht in den Schulinspektionsbericht zu. Die Ein-
sichtnahme hat in den Räumen der Schule zu erfolgen, eine Verviel-
fältigung des Berichts ist nicht zulässig.

(3) Die Schule darf ihren jeweiligen Schulinspektionsbericht ver-
öffentlichen. Die Entscheidung darüber trifft die Schulkonferenz mit 
einer Mehrheit von zwei Dritteln der stimmberechtigten Mitglieder 
im Einvernehmen mit der Schulleiterin oder dem Schulleiter. Bei der 
Veröffentlichung dürfen keine inhaltlichen Veränderungen an dem 
Bericht vorgenommen werden. Kürzungen sind nur zulässig, wenn 
dadurch die Gesamtaussage des Berichts nicht beeinflusst wird.

(4) Die Schulaufsichtsbehörde veröffentlicht eine Zusammenfas-
sung der wesentlichen Ergebnisse der Schulinspektionsberichte. Da-
bei werden das Qualitäts- und Unterrichtsprofil der jeweiligen Schu-
le dargestellt sowie ihre Stärken und ihr Entwicklungsbedarf 
erläutert. Die Veröffentlichung erfolgt vier Monate nach der Vorstel-
lung des Inspektionsberichts in der Schulkonferenz.

§ 6
Evaluation von Lehrkräften

(1) Lehrkräfte sind verpflichtet, alle zwei Jahre an einer von Schü-
lerinnen und Schülern durchzuführenden Evaluationsmaßnahme 
teilzunehmen, welche den von den Lehrkräften angebotenen Unter-
richt zum Gegenstand hat. Von dieser Verpflichtung ausgenommen 
sind Lehrkräfte, die nur Schülerinnen und Schüler unterrichten, wel-
che sich in der Schulanfangsphase befinden oder auf Grund man-
gelnder geistiger Reife nicht in der Lage sind, ein Evaluationsver-
fahren durchzuführen. Die Entscheidung darüber trifft die 
Schulleitung nach Vorgaben der Schulaufsichtsbehörde.

(2) Die Evaluation erfolgt in anonymisierter Form unter Nutzung 
eines automatisierten Datenverarbeitungssystems nach Vorgaben 
der Schulaufsichtsbehörde. Diese kann einen wissenschaftlichen 
Projektträger mit der Bereitstellung einer technischen Infrastruktur 
zur Durchführung und automatisierten Auswertung der Ergebnisse 
der Evaluationsmaßnahmen beauftragen. Dieser ist befugt, die Eva-
luationsergebnisse in anonymisierter Form für wissenschaftliche 
Zwecke zu nutzen.

(3) Nur die betroffenen Lehrkräfte haben Zugang zu den Evalua-
tionsergebnissen in individualisierter Form. Sie haben die Schullei-
tung über die Durchführung der Evaluationsmaßnahme zu informie-
ren.

(4) Die Ergebnisse der Evaluation dürfen an der Schule nicht do-
kumentiert oder aufbewahrt werden.

§ 7
Aufbewahrungsfristen

(1) Für die Aufbewahrung von Vergleichsarbeiten gelten die Re-
gelungen zu Klassenarbeiten in den Ausbildungs- und Prüfungsbe-
stimmungen für den jeweiligen Bildungsgang.

(2) Für die Aufbewahrung von schriftlichen Prüfungsarbeiten gilt 
§  13 der Schuldatenverordnung vom 13. Oktober 1994 (GVBl. 
S.  435), die zuletzt durch Verordnung vom 15. September 2010 
(GVBl. S. 446) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung. 

(3) Für die Aufbewahrung der Berechnungsbögen über die zum 
allgemeinen Hochschulabschluss berechtigende Gesamtqualifikati-
on gilt die Regelung über Prüfungsunterlagen des § 13 der Schulda-
tenverordnung in der jeweils geltenden Fassung entsprechend.

(4) Die Ergebnisse der Feststellung der Lernausgangslagen in der 
Jahrgangsstufe 1 und der Jahrgangsstufe 7 sind an den Schulen je-
weils für drei Jahre aufzubewahren. Bei einem Schulwechsel inner-
halb dieses Zeitraums werden sie der aufnehmenden Schule über-
mittelt.

(5) Schulinspektionsberichte sind sowohl an den Schulen als auch 
in der Schulaufsichtsbehörde für zehn Jahre aufzubewahren.

§ 8
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft. Gleichzeitig tritt die Ver-
gleichsauswertungsverordnung vom 25. April 2006 (GVBl. S. 375) 
außer Kraft.

Berlin, den 29. November 2011

Senatsverwaltung für Bildung, Wissenschaft und Forschung
Prof. Dr. E. Jürgen Z ö l l n e r
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„7.	 für die Anerkennung ausländischer Ingenieurstudienab-
schlüsse nach §§ 2 bis 5 des Ingenieurgesetzes vom 29. Ja-
nuar 1971 (GVBl. S. 323), das zuletzt durch Artikel I des 
Gesetzes vom 29. Juni 2011 (GVBl. S. 313) geändert wor-
den ist,� 200 Euro,

8.	 für die Anerkennung der Prüfsachverständigen für energeti-
sche Gebäudeplanung nach § 6 der EnEV- Durchführungs-
verordnung Berlin vom 18. Dezember 2009 (GVBl. S. 889), 
die durch Verordnung vom 17. Dezember 2010 (GVBl. 
S. 665) geändert worden ist,� 500 Euro.“

Artikel II
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 5. Dezember 2011

Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt
Michael  M ü l l e r

Auf Grund des § 64 Absatz 1 des Berliner Architekten- und Bau-
kammergesetzes vom 6. Juli 2006 (GVBl. S. 720), das zuletzt durch 
Artikel XVI des Gesetzes vom 18. November 2009 (GVBl. S. 674) 
geändert worden ist, wird im Einvernehmen mit der Senatsverwal-
tung für Finanzen verordnet:

Artikel I
§ 2 Absatz 1 der Verordnung über die Erhebung von Gebühren 

durch die Baukammer Berlin vom 21. Mai 2003 (GVBl. S. 227) 
wird wie folgt geändert: 
1.	 Nach Nummer 4 wird folgende Nummer 5 eingefügt:

„5.	 für die Eintragung in die Liste der Bauvorlageberechtigten 
nach § 66 der Bauordnung für Berlin vom 29. September 2005 
(GVBl. S. 495), die zuletzt durch Gesetz vom 29. Juni 2011 
(GVBl. S. 315) geändert worden ist,� 100 Euro,“

2.	 Die bisherige Nummer 5 wird Nummer 6 und der abschließende 
Punkt wird durch ein Komma ersetzt.   

3.	 Nach der neuen Nummer 6 werden folgende Nummern 7 und 8 
angefügt:

Erste Verordnung
zur Änderung der Verordnung über die Erhebung von Gebühren 

durch die Baukammer Berlin
Vom 5. Dezember 2011
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Nach § 2 Absatz 2 des Gesetzes vom 29. Juni 2011 zu dem Vertrag 
vom 6./15. April 2011 zwischen den Ländern Berlin und Branden-
burg über den Zweiten Staatsvertrag zur Änderung des Staatsvertra-
ges über die Berlin-Brandenburgische Akademie der Wissenschaf-
ten wird bekannt gegeben, dass der Vertrag nach seinem Artikel II 
am 1. Dezember 2011 in Kraft treten wird.

Berlin, den 30. November 2011

Senatsverwaltung für Bildung, Wissenschaft und Forschung
Prof. Dr. E. Jürgen Z ö l l n e r

Bekanntmachung
über das Inkrafttreten des Staatsvertrages vom 6./15. April 2011 

zwischen den Ländern Berlin und Brandenburg über den 
Zweiten Staatsvertrag zur Änderung des Staatsvertrages über die 

Berlin-Brandenburgische Akademie der Wissenschaften 
vom 2. November 2011
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